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Abschluß des Ermittlungsverfahrens.
§ 170

(1) Bieten die Angestellten Ermittlungen genügenden 
Anlaß zur Erhebung der öffentlichen Klage, so erhebt die 
Staatsanwaltschaft sie entweder durch einen Antrag auf 
gerichtliche Voruntersuchung oder durch Einreichung 
einer Anklageschrift bei dem Gerichte.

(2) Anderenfalls verfügt die Staatsanwaltschaft die Ein­
stellung des Verfahrens und setzt hiervon den Beschul­
digten in Kenntnis, wenn er als solcher vom Richter 
vernommen oder ein Haftbefehl gegen ihn erlassen war.

i
NotVO vom 6. Oktober 1931 
(RGBl I S. 563) VI, Kap. I, § 3:

Hängt die Erhebung der öffentlichen Klage wegen eines 
Vergehens von der Beurteilung einer Frage ab, die nach 
bürgerlichem Recht oder nach Verwaltungsrecht zu beurteilen 
ist, so kann die Staatsanwaltschaft zur Austragung der Frage 
im bürgerlichen Streitverfahren oder im Verwaltungsstreit­
verfahren eine Frist bestimmen. Hiervon ist der Anzeigende 
zu benachrichtigen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist kann 
die Staatsanwaltschaft das Verfahren einstellen.

Strafverfolgung hei analoger Gesetzesanweudung.
§ 170 a 

(nicht mehr anwendbar)
Anm.: § 170 a, der durch Art. 1 Ziff. 1 a des Ges. zur Änderung von Vor­

schriften des Strafverfahrens und des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 
28. Juni 1935 (RGBl. I S. 844) eingefügt worden war, ist mit der Auf­
hebung des § 2 StGB durch Art. I des KRG. Nr. 11 vom 30. Januar 1946 
gegenstandslos geworden.

Benachrichtigung des Antragstellers.

§ 171
Gibt die Staatsanwaltschaft einem bei ihr angebrachten 

Antrag auf Erhebung der öffentlichen Klage keine Folge, 
oder verfügt sie nach dem Abschluß der Ermittelungen die
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